
Zum NATUR Kongress 1/06 versammelten sich am Freitag, dem  
24. Februar 2006, in Basel (Schweiz) 570 Entscheidungsträgerinnen  
und -träger sowie Fachleute aus Wissenschaft, Nichtregierungsorgani-
sationen, Verwaltung, Politik und Wirtschaft.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer diskutierten unter dem Motto 
«Der Wert der Natur» über die gegenseitige Abhängigkeit von Schutz 
und nachhaltiger Nutzung der Natur sowohl in der Schweiz als auch 
weltweit.

Folgende Themenkreise standen dabei im Vordergrund: 
 Pärke
 Siedlungsraum
 Biodiversität
 Klima
 Landwirtschaft
 Wirtschaft (Industrie und Dienstleistungen)
 Armut und Entwicklung
 Information und Bildung

Der NATUR Kongress veröffentlichte am Ende des Tages folgendes 
Manifest für den Schutz und die nachhaltige Nutzung der Natur.

Weitere Informationen erhalten Sie auf www.natur.ch

NATUR Manifest
des NATUR Kongress 1/06 vom 24. Februar 2006 
im Kongresszentrum der Messe Basel 
zum Thema «Der Wert der NATUR»
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Das Wohlbefinden des Menschen und sein persönliches, 
soziales und wirtschaftliches Überleben hängen von einer 
intakten Natur ab. Die Generationensolidarität gebietet 
uns, natürliche Ressourcen nachhaltig zu nutzen, damit 
die kommenden Generationen über dieselben Chancen 
verfügen wie unsere. Mit diesem Ziel rufen die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer des NATUR Kongress 1/06 zu folgenden 
Massnahmen auf:

PÄRKE
Der gesetzliche Schutz für die wertvollsten Biotope und 
Landschaften ist unabdingbar. Er reicht aber nicht aus, 
um langfristig die Erhaltung grosser, nicht oder kaum 
bewirtschafteter Flächen zu gewährleisten, die zur Be-
wahrung der Biodiversität erforderlich sind. Ebenso wenig 
genügt er, um eine enge Beziehung zwischen den Menschen 
und dem Ursprung des Lebens zu ermöglichen

Wir rufen deshalb auf zur Schaffung von neuen National-
pärken und von regionalen Naturpärken. Letztere dienen der 
Erhaltung und Dynamisierung ländlicher Räume, die reich an 
natürlichen und kulturellen Werten sind. Die Glaubwürdig-
keit der Pärke wird vom hohen Stand ihrer ökologischen und 
landschaftlichen Qualität und von ihrer Fähigkeit abhängen, 
ein mit diesen Werten harmonisches Wirtschaftsleben auf-
recht zu erhalten und weiter zu entwickeln.

Dieser Appell richtet sich
 an die nationalen, kantonalen und kommunalen Politiker 

und Behörden, die notwendigen Mittel zur Verfügung zu 
stellen; den Dialog zwischen allen Partnern zu fördern; 
genügend grosse Flächen auszuscheiden und konkrete 
Umsetzungsprogramme zu verabschieden, welche öko-
logisch und landschaftlich hoch stehenden Kriterien ge-
nügen;

 an Unternehmen, die Schaffung solcher Pärke finanziell 
und ideell zu unterstützen;

 an die Landwirte, ihr Know-how der ökologischen Land-
Bewirtschaftung einzusetzen;

 an die Tourismuswirtschaft, die ökologische und land-
schaftliche Qualität der Pärke zu respektieren und in 
Wert zu setzen.

SIEDLUNGSRAUM
Eine stetig wachsende Mehrheit der Bevölkerung lebt 
in städtischem Raum. Das Wachstum der Städte trennt 
die Bevölkerung von der Natur. Das führt zu einer Ver-
schlechterung der Lebensqualität, zu einer Erhöhung der 
Anzahl Freizeitwege und zu einem stärkeren Druck auf die 
verbleibenden Naturräume.

Die Qualität des Lebensraums Stadt muss wiederherge-
stellt werden, damit die Einwohnerinnen und Einwohner 
der Agglomerationen das für ihre Gesundheit und ihr 
Wohlbefinden notwendige Gleichgewicht finden. Vor-
aussetzung dafür ist einerseits eine Lebensraumstruktur, 

die lärmarme Räume schafft. Areale, die dem Autoverkehr 
dienen oder als Parkplätze genutzt werden, müssen 
verkleinert werden zu Gunsten von Begegnungs- und 
Grünzonen sowie der Erhaltung und Wiederherstellung 
von «halbwilden» Flächen für Freizeit und Naturkontakt. 
Die Verkehrspolitik ist gefordert, dem Langsamverkehr von 
Fussgängern und Velofahrerinnen sowie dem öffentlichen 
Verkehr Priorität einzuräumen.

Dieser Appell richtet sich
 an das Eidgenössische Parlament und den Bundesrat, mit 

Geldern aus Treibstoffabgaben den ökologischen Verkehr 
zu unterstützen;

 an die kantonalen und kommunalen Behörden, die Richt- 
und Zonenpläne natur- und menschengerechter zu ge-
stalten;

 an Investoren, Architektinnen und die Immobilienwirt-
schaft, neue Prioritäten in ihre Planungs- und Bau-
projekte einfliessen zu lassen;

 an die Bevölkerung, sich individuell ökologisch zu ver-
halten.

BIODIVERSITÄT
Die Biodiversität, das heisst der Artenreichtum, die Vielzahl 
der Ökosysteme und die genetische Vielfalt der Lebewesen, 
ist die Essenz des Lebens, zu dem auch wir gehören, als 
auch das Genreservoir, das der Gattung Mensch für die Ent-
wicklung von neuen Substanzen für Lebensmittel, Medizin 
oder Industrie zur Verfügung steht. Zum beschleunigten 
Artenschwund führen auf globaler Ebene die Übernutzung 
von Arten, die Verschmutzung und die massive Zerstörung 
von Ökosystemen wie Wäldern, Feuchtgebieten und 
Savannen. In unserem Land sind es die intensive Nutzung 
der gesamten Landschaft sowie die Zerstückelung der 
verbleibenden Naturräume, die für den Artenschwund 
verantwortlich sind.

Den Entscheiden des Johannesburg-Gipfels 2002 gemäss 
muss der Artenschwund gebremst werden, und zwar mit 
Massnahmen zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung 
von Ökosystemen, mit der Abgeltung der Leistungen von 
Ökosystemen und durch das Verbot und die Regulierung 
von schädlichen Fang- und Haltungsarten wilder Tiere. 
Wie die anderen europäischen Länder hat sich die Schweiz 
verpflichtet, den Biodiversitätsverlust bis zum Jahr 2010 
zu stoppen. Sie wird dies nur erreichen können, wenn sie 
sich stärker und strategischer für den Schutz von Natur 
und Landschaft engagiert. Die Bevölkerung und die Politik 
müssen für die Bedeutung der Biodiversität, ihre Gefährdung 
und die Massnahmen, die zu ihrem Schutz ergriffen werden 
müssen, weiter sensibilisiert werden.

Dieser Appell richtet sich
 an die nationalen, kantonalen und kommunalen Be-

hörden, die Umsetzung, Entwicklung und Finanzierung 
von Programmen zum Schutz der Natur sicherzustellen. 
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Das betrifft insbesondere den wirksamen Schutz von 
Biotopen von nationaler Bedeutung, eine naturnahe 
Bewirtschaftung der Wälder, den ökologischen Ausgleich 
in der Landwirtschaft sowie die Förderung von prioritären 
Arten;

 an Bundesrat und Parlament zur Ausarbeitung einer 
Biodiversitätsstrategie, welche klare und ehrgeizige 
Ziele und einen ebensolchen Massnahmenkatalog zu 
umfassen hat, um der Erhaltung der Biodiversität in 
sämtlichen Politikbereichen einen hohen Stellenwert zu 
verleihen;

 an die Forschungs- und Bildungsinstitutionen, der 
Biodiversität, ihrer Erhaltung und ihre nachhaltigen 
Nutzung einen bedeutenden Platz in Forschung und 
Lehre einzuräumen;

 an die nationalen Behörden, in den Bereichen Wald, 
Wasser und Biodiversität substanzielle internationale 
Abkommen auszuhandeln und die internationalen 
Organisationen mit den notwendigen politischen und  
finanziellen Mitteln auszustatten;

 an die internationalen Umweltorganisationen, die Risiken, 
die mit dem Verlust der Biodiversität einhergehen, offen 
zu beschreiben und Abhilfemassnahmen vorzuschlagen;

 an die anderen internationalen Organisationen wie 
UNDP, Weltbank, WTO und WHO, die Umwelt in ihre 
Handels- und Entwicklungspolitik zu integrieren;

 an alle staatlichen Verwaltungsebenen, der Umwelt im 
Rahmen ihrer nationalen, kantonalen und kommunalen 
Strategien eine Vorrangstellung einzuräumen. Insbeson-
dere müssen auf nationaler Ebene die Gesetze und 
Massnahmen zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung 
der natürlichen Ressourcen umgesetzt werden.

KLIMA
Der Klimawandel belastet die natürlichen Ökosysteme mit 
Temperaturanstieg (Korallenriffe), Dürreperioden (Wälder, 
Feuchtgebiete, Böden), Überschwemmungen, Stürmen 
und Orkanen (Mangrovenwälder, Küstenzonen, Gebirge). 
Ausserdem haben die natürlichen Ökosysteme einen 
Puffereffekt auf den Klimawandel und seine Auswirkungen. 
Diese Störungen und Zerstörungen gefährden auch zu-
nehmend die Lebensgrundlage der Menschen, die in diesen 
Regionen leben oder von der wachsenden Zahl extremer 
Wetter-Ereignisse betroffen sind.

Es ist entscheidend, die Politik zur wirksamen Reduktion der 
Treibhausgase mit Massnahmen zu kombinieren, welche 
die Ökosysteme schützen und wiederherstellen und so den 
Auswirkungen des Klimawandels begegnen (Eindämmung 
der Auswirkungen). Die Ziele des Kyoto-Prokolls reichen 
dazu nicht aus. Die Treibhausgas-Emissionen der Schweiz 
und der anderen industrialisierten Länder müssen im 
Vergleich zum Stand von 1990 bis 2050 um mindestens die 
Hälfte reduziert werden. 

Dieser Appell richtet sich
 an die nationalen Behörden der Industrieländer, nationale 

Massnahmen zur wirksamen Reduktion der Treibhaus-
gas-Emissionen zu forcieren;

 an den Schweizerischen Bundesrat und die Bundesver-
sammlung, eine CO2-Abgabe einzuführen, die als Anreiz 
ausreichend ist, um klimagünstige technologische Ent-
scheide und klimaschonendes Verhalten zu fördern;

 an die Behörden in Entwicklungsländern, Klima- und 
Entwicklungspolitik zu verbinden;

 an die Behörden der Industrieländer, den Entwicklungs-
ländern zu helfen, saubere Technologien zu übernehmen;

 an Unternehmensleitungen, Ziele zur Reduktion der 
Treibhausgas-Emissionen ihrer Produkte und Dienstleis-
tungen von der Herstellung bis zur Entsorgung zu setzen 
und einzuhalten;

 an die Unternehmen und an die Behörden, durch 
Transparenz und Information über Produkte und Dienst-
leistungen eine ökologische Wahl der Konsumenten zu 
ermöglichen;

 an alle Bewohnerinnen und Bewohner der Welt, öko-
logischere Verhaltensweisen zu bevorzugen, sowie an 
die Reichsten, zu einem umweltschonenden Lebensstil 
zurückzufinden.

LANDWIRTSCHAFT 
Die Landwirtschaft kann Feind oder bester Verbündeter  
der Natur sein. Der massive Einsatz von Pestiziden und 
Düngern verschmutzt Böden und Gewässer, Intensiv-
kulturen zerstören Naturräume, und die bewässerten 
Kulturen verbrauchen 70% des Süsswassers, das die 
Menschheit konsumiert. Im Gegensatz dazu ist eine an 
die lokalen Verhältnisse angepasste, ökologische Land-
wirtschaft ein bereichernder Faktor für Biodiversität und 
Landschaft und die Basis für ökologische Nahrung und 
andere ökologische Produkte.
 
Die landwirtschaftliche Produktion muss dabei helfen, die 
natürlichen Flächen im ländlichen Raum zu erhalten. Mit 
Hilfe natürlicher Methoden kann sie sich den lokalen Klima- 
und Bodenbedingungen anpassen. Die Bewässerung darf 
nicht auf Kosten von Wasserkreisläufen gehen, welche die 
Fliessgewässer speisen, und sie darf Feuchtgebiete oder das 
Grundwasser nicht gefährden. Die Leistungen der Landwirte 
für das ökologischen Gleichgewicht müssen im Rahmen der 
internationalen Handelsabkommen respektiert werden.

Dieser Appell richtet sich
 an die Landwirtschaft, ihre Produktionsweise an die 

lokalen Bedingungen sowie an die neusten Erkenntnisse 
über die Kreisläufe in der Natur anzupassen;

 an die Schweizer Behörden, internationale Abkom-
men auszuhandeln, welche eine ökologische landwirt-
schaftliche Produktion ermöglichen;

 an Wissenschaft und Wirtschaft, landwirtschaftliche 
Methoden zu untersuchen und zu entwickeln, welche 
Umwelt und Natur schonen;
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 an die Konsumentinnen und Konsumenten, verant-
wortungsvoll zu entscheiden und einen gerechten Preis 
für biodiversitätsfördernde Produkte zu bezahlen;

 an den Detailhandel, Produkte aus ökologischer Land-
wirtschaft zu vernünftigen Preisen anzubieten.

WIRTSCHAFT
Die Natur liefert alle materiellen Ressourcen, von denen 
die Wirtschaft abhängig ist. Dazu gehören zum Beispiel 
Luft, Wasser, Boden, Raum, Gene, Holz, Mineralien, Fasern, 
Energieträger, Landschaft, Ruhe. Zahlreiche Akteure der 
Wirtschaft nehmen darauf keine Rücksicht, indem sie nicht 
erneuerbare Ressourcen aufbrauchen und die Fähigkeit der 
Natur, Ressourcen zu erneuern, gefährden oder zerstören.

Durch die Integration des Naturkapitals und der Ökosystem-
Leistungen in die ökonomischen Modelle und in die Preise 
muss wieder ein Gleichgewicht, ein neuer Gleichklang 
zwischen Ökologie und Ökonomie hergestellt werden.

Dieser Appell richtet sich
 an die Wissenschafts- und Bildungsinstitutionen, um 

die Begriffe Naturkapital und Ökosystem-Leistungen 
vollumfänglich in Lehre und Forschung einfliessen 
zu lassen und damit die Zusammenhänge zwischen 
Wirtschaftswachstum, Welthandel und nachhaltiger 
Nutzung der natürlichen Ressourcen zu untersuchen und 
zu lehren;

 an Banken, Pensionskassen und Privatpersonen, ihre 
Investitionsentscheide auf Unternehmen und Projekte 
auszurichten, welche die Erhaltung und die nachhaltige 
Nutzung der natürlichen Ressourcen respektieren;

 an die Nationalbanken, die nationalen Behörden und 
die internationalen Organisationen, die Entwicklung des 
Naturkapitals in die Berechnung des Bruttoinlandprodukts 
aufzunehmen;

 an Unternehmungen, strategische Entscheide zu treffen, 
welche den Interessen der Firma, ihrer Angestellten, 
ihrer Kunden und der Gesellschaft langfristig Rechnung 
tragen.

ARMUT UND ENTWICKLUNG
Die Armut ist,  aus Not, oft ein Faktor von Umweltzerstörung. 
Mehr noch: Die Umwelt ist die einzige Ressource der Ärmsten. 
Es gibt deshalb keinen nachhaltigen Schutz der Umwelt 
ohne Ausmerzung der Armut, und es gibt keine wirksame 
und nachhaltige Entwicklung ohne Umweltschutz.

Die Entwicklungspolitik muss die Erhaltung und die 
nachhaltige Bewirtschaftung der Natur verbinden. Bei-
spiele dafür sind die integrierte Bewirtschaftung von 
Wasserressourcen, die Bewahrung der Naturräume, die 
ausgeglichene Bewirtschaftung der Wälder und Nutzung 
der Wildtiere sowie eine landwirtschaftliche Entwicklung, 
die den lokalen Bedingungen angepasst ist.

Dieser Appell richtet sich
 an die Parlamente und nationalen Behörden der Indus-

trieländer sowie an die Regierungs- und Nichtregie-
rungsorganisationen, ihre Entwicklungshilfe zu erhöhen 
und diese an eine nachhaltige Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen zu koppeln;

 an Tourismusunternehmen, den Ökotourismus zu fördern 
und ihre wirtschaftliche Macht dafür einzusetzen, dass 
die lokalen Behörden ihre natürlichen Werte erhalten;

 an Handelsunternehmen und an Konsumentinnen und 
Konsumenten, Produkte mit ökologischen und sozialen 
Gütesiegeln herzustellen und zu kaufen;

 an die Behörden der Entwicklungsländer, die entwick-
lungspolitischen und die ökologischen Ziele auf dieselbe 
Stufe zu stellen.

INFORMATION UND BILDUNG
Es braucht eine neue Welle der Information, Sensibilisierung 
und Bildung.

Dieser Appell richtet sich
 an die Bundes-, Kantons- und Gemeindebehörden, welche 

für Information und Bildung  mehr Mittel zur Verfügung 
stellen müssen;

 an die Forscher, praxisorientierte Grundlagen bereit zu 
stellen und diese der Öffentlichkeit und der Politik zu 
vermitteln;

 an die Medien, die Information über Natur-Zusammen-
hänge weiter zu tragen, zu vertiefen und mit ihren 
Mitteln dazu beizutragen, dass Entscheide durch eine 
informierte Öffentlichkeit gefällt werden können.

Der NATUR Kongress 2/07 vom Freitag, 9. März 2007 in Basel, wird eine erste Zwischenbilanz über die konkrete Umsetzung 
der Anliegen dieses Manifests ziehen und Prioritäten für nächste Schritte diskutieren.

Basel, den 24. Februar 2006
Für den NATUR Kongressausschuss

Philippe Roch    Daniela Pauli   Franz-Sepp Stulz
Präsident des NATUR Beirats  Vizepräsidentin   Vizepräsident
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